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Zweckverband :terra nova 
                  

Zukunftslandschaft für Energie 

 
 
 
Öffentliche Bekanntmachung 
1.) Haushaltssatzung :terra nova - Zweckverband der Städte Bedburg, 
Bergheim, Elsdorf und des Rhein-Erft-Kreises für das Haushaltsjahr 2020 
Aufgrund des § 18 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in 
der derzeit gültigen Fassung in Verbindung mit den §§ 78ff. der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der derzeit gültigen 
Fassung und des § 11 der Zweckverbandssatzung vom 27.04.2010, zuletzt 
geändert durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 27.06.2016 hat die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes :terra nova mit Beschluss vom 
25.11.2019 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020, der die für die Erfüllung der 
Aufgaben des Zweckverbandes voraussichtlich erzielbaren Erträge und 
entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 

im Ergebnisplan mit 
 dem Gesamtbetrag der Erträge auf 150.100 € 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  150.100 € 

im Finanzplan mit 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
 dem aus der laufenden Verwaltungstätigkeit 150,100 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
 aus der laufenden Verwaltungstätigkeit 150.100 € 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen  
 aus der Investitionstätigkeit 150.000 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen  

aus der Investitionstätigkeit        150.000 € 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
 Finanzierungstätigkeit auf  0 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
 Finanzierungstätigkeit auf  0 € 
festgesetzt. 

§ 2 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

§ 4 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des voraussichtlichen 
Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird auf    
  0 € festgesetzt. 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf             30.000 € 
festgesetzt. 

§ 6 
Die von den Verbandsmitgliedern zu entrichtende Zweckverbandsumlage wird 
für das Haushaltsjahr 2020 auf              37.500 
€je Mitglied festgesetzt. 
 
Der von den Verbandsmitgliedern zu entrichtende Investitionszuschuss gem. § 11 
(4) der Zweckverbandssatzung wird auf             37.500 
€je Mitglied festgesetzt. 

§ 7 

1. Deckungsfähigkeit gemäß § 21 KomHVO 
1.1 Die in den Teilplänen der Produktgruppen festgesetzten 

zahlungswirksamen Aufwendungen und nicht investive Auszahlungen sind 
gegenseitig deckungsfähig. 

1.2 Investive Auszahlungen innerhalb einer Produktgruppe sind gegenseitig 
deckungsfähig. 

2. Zweckbindung von Einnahmen gemäß § 21 Abs. 2 KomHVO 
2.1 In den Teilplänen der Produktgruppen berechtigen Mehrerträge 

/Mehreinzahlungen zu Mehraufwendungen/Mehrauszahlungen, soweit eine 
Zweckbindung besteht oder ein Sachzusammenhang hergestellt werden 
kann. 

2.2 Mehreinzahlungen im investiven Bereich der Teilfinanzpläne berechtigen 
zu Mehrauszahlungen innerhalb der gleichen Produktgruppe soweit eine 
Zweckbindung besteht oder ein Sachzusammenhang hergestellt werden 
kann. 

3. Die Anwendung der Deckungsvermerke nach Ziff. 1. + 2. darf nicht zu einer 
Verschlechterung des Saldos der einzelnen Produktgruppe führen. 

§ 8 
Unerheblich im Sinne des § 83 Abs. 1 und 2 GO NRW sind über- und 
außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen bis zu einem Betrag von 10.000 
€. 

§ 9 
Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig wegfallend“ (kw) angebracht ist, ist 
jede freiwerdende, von dem Vermerk betroffene Beamten- und 
Beschäftigtenstelle nicht mehr zu besetzen. Soweit im Stellenplan der Vermerk 
„künftig umzuwandeln“ (ku) angebracht ist, ist jede freiwerdende, von dem 
Vermerk betroffene Beamten- und Beschäftigtenstelle in eine Stelle einer 
niedrigeren Besoldungs- und Entgeltgruppe umzuwandeln. 

2) Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2020 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren 
Anlagen ist gemäß § 18 (1) des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG) i. V. m. mit § 80 Abs. 5 GO NRW der Bezirksregierung Köln als 
zuständige staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 30.12.2019 
angezeigt worden. Die Verbandsumlage in Höhe von 37.500 € je Mitglied wurde 
gem. § 19 (2) GkG mit Schreiben vom 05.05.2020 von der Bezirksregierung Köln 
genehmigt. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG) in Verbindung mit der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Verbandsvorsteher hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Bergheim, den 9.06.2020  gez. Volker Mießeler, Zweckverbandsvorsteher 
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Bekanntmachung 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die  
Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der  

Stadt Bedburg am 13. September 2020 
 
 

Gemäß den §§ 24, 71 und 75 b der Kommunalwahlordnung - KWahlO - vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, 
967) in der zur Zeit gültigen Fassung i. V. m. dem Gesetz zur Durchführung der Kommunalwahlen vom 29. Mai 
2020 (GV. NRW S. 357 ff.) fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Bürgermeisters/der 
Bürgermeisterin und für die Wahl der Vertretung der Stadt Bedburg in den 18 Wahlbezirken und aus den Reser-
velisten auf. 
 
Der Wahlausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 18.02.2020 das Wahlgebiet in 18 Wahlbezirke 
eingeteilt. Für den Rat der Stadt Bedburg sind somit 36 Vertreter, davon 18 in Wahlbezirken, zu wählen. Die Be-
kanntmachung der Wahlbezirkseinteilung ist im Amtsblatt des Rhein-Erft-Kreises am 26.02.2020 erfolgt. Die Wahl-
bezirkseinteilung kann auf der Homepage der Stadt Bedburg und beim Wahlamt der Stadt Bedburg, Friedrich-
Wilhelm-Straße 43, 50181 Bedburg, Zimmer 6/7 oder 19 eingesehen werden.  
 
Der Wahltag für die allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2020 ist vom Innenminister des Landes NRW auf 
den 13. September 2020 festgelegt worden. 

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der Stadt Bedburg 
sind spätestens bis zum 48. Tag vor der Wahl beim Wahlleiter/bei der Wahlleiterin der Stadt Bedburg einzu-
reichen. 
 
Somit sind die Wahlvorschläge bis zum 27. Juli 2020, 18:00 Uhr (Ausschlussfrist), beim Wahlleiter/bei der 
Wahlleiterin der Stadt Bedburg, Rathaus Bedburg, Friedrich-Wilhelm-Straße 43, 50181 Bedburg, Zimmer 
6/7 bzw. Zimmer 19, einzureichen. Für alle Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke nach der Kommunalwahl-
ordnung NRW zu verwenden, die vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin der Stadt Bedburg -in den vorgenannten 
Räumlichkeiten-  

 
während der Dienststunden: montags bis freitags 08.30 Uhr - 12.00 Uhr 
 montags und donnerstags 14.00 Uhr - 16.00 Uhr 
 dienstags 14.00 Uhr - 18.00 Uhr 

 
auf Anforderung bei glaubhaft gemachtem Bedarf kostenlos abgegeben werden. Auf Anforderung werden die Vor-
drucke auch per E-Mail übersandt.  
 
Es können auch die entsprechenden Anlagen zur Kommunalwahlordnung verwendet werden, welche auf 
www.recht.nrw.de veröffentlicht sind. Zudem können Wahlvorschläge auch über die sog. Parteienkomponente der 
Plattform „Votemanager“ direkt eingegeben werden. Dort werden auch die jeweils rechtsgültigen Formulare zur 
Verfügung gestellt. Weitere Informationen erhalten Sie hierzu unter „www.votemanager.de/parteienkomponente“  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor dem 27. Juli 2020, 18:00 Uhr (Ausschluss-
frist) einzureichen, damit etwaige Mängel, welche die Gültigkeit berühren, rechtzeitig behoben werden kön-
nen. 
 
Aufgrund der bestehenden „Coronaregelungen“ wird um telefonische Terminvereinbarung mit Frau 
Courth (Tel. 02272/402326) oder Frau Heyer (Tel. 02272/402566) gebeten. 
 
Wählbar für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin sind nach § 46 b KWahlG i. V. m § 65 GO (Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen) alle Deutschen, oder die in Deutschland lebenden Staatsangehöri-
gen der übrigen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Voraussetzung ist, dass sie am Wahltag mindestens 23 
Jahre alt sind. 
 
Wählbar für die Wahl der Vertretung ist nach § 12 KWahlG i. V. m. § 7 KWahlG jede wahlberechtigte Person eines 
Wahlgebietes, die am Wahltag Deutsche im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder die Staatsan-
gehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzt, das 18. Lebensjahr vollendet hat und 

seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihre Hauptwohnung hat.  
 
Nicht wählbar ist gemäß § 12 Abs. 2 KWahlG, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik 
Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 
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Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 20 sowie der §§ 46b und 46d Abs. 1 bis 3 des Kommunalwahlgesetzes – 
KwahlG, der §§ 24 bis 31 sowie der §§ 75 a und 75 b KWahlO und die Übergangsregelungen gemäß Gesetz zur 
Durchführung der Kommunalwahlen 2020 vom 29. Mai 2020 weise ich hin. 
 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 

 
1. Allgemeines 

 
1.1 Wahlvorschläge für die Wahl in den einzelnen Wahlbezirken des Wahlgebietes können von politischen Par-

teien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von 
Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/ Einzelbewerberin-
nen) eingereicht werden (§ 15 KWahlG). Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt 
werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auftreten. Somit können nur Parteien und Wählergruppen einen 
Wahlvorschlag für die Reserveliste einreichen. 

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt 

werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt 
eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber/Bewerbe-
rinnen in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger/Unionsbürgerinnen), 
die in Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar.  

 
Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlungen sind in gehei-
mer Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen 

auf der Reserveliste und für die Bestimmung eines Bewerbers/einer Bewerberin als Ersatzbewerber/Ersatzbe-
werberin für einen anderen Bewerber/eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zu-
sammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung ist vorschlagsberechtigt. 

 
Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zusam-
mentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt 
ist. 

 
Die Bewerber/Bewerberinnen für die Wahlbezirke sind frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Ein-
teilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss einer 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung 
zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über die Einberufung 
und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des 
Bewerbers/der Bewerberin regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen.  

 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber/der Bewerberinnen mit Angaben über Ort und 
Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter/Vertreterinnen oder 
Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen.  
 
Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versammlung und zwei von diesem/dieser bestimmte Teilnehmer/ 
Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter/der Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die Wahl des 
Bewerbers/der Bewerberin für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Bewerber/ Bewerbe-
rinnen für die Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versi-
cherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/Bewer-
berinnen und die Bestimmung der Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 
 
Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis zum Ab-
lauf der Einreichungsfrist am 27. Juli 2020 (18.00 Uhr) ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gülti-
gen Wahlvorschlags (§ 17 KWahlG). 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 

ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder 
aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur 
einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine 
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schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte Parteien, die die 
Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlaus-
schreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben (§ 15 Abs. 2 KWahlG). 

 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bundeswahl-
leiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der 
ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und Programm von Parteien und Wählergruppen eingereicht wer-
den können, werden vom Innenministerium öffentlich bekannt gemacht 
 

 
2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 

 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin können auch von Parteien und Wähler-

gruppen gemeinsam eingereicht werden. In diesem Fall ist der Bewerber/die Bewerberin entweder in einer 
gemeinsamen Versammlung oder in getrennten Versammlungen der beteiligten Wahlvorschlagsträger zu wäh-
len. Die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber 
wählen und zur Wahl vorschlagen. Es sind jeweils alle Wahlvorschlagsträger zu benennen.  
 
Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin soll nach dem Muster der Anlage 11d 
zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; 
andere Wahlvorschläge können durch ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 

 

- Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Ad-
resse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin. 

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 

unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame Wahlvorschläge müssen von den jeweiligen für 
das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein und soll an-
schließend von allen Trägern des Wahlvorschlags gemeinsam eingereicht werden (§§ 46 d Abs. 4 KWahlG). 
Bei anderen Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner/die Unterzeichnerin des Wahlvorschlags im Wahlgebiet 
wahlberechtigt sein. 

 
Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von mindestens 

108 Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch 
für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Dies gilt nicht, wenn der bisherige Bürgermeis-
ter als Bewerber vorgeschlagen wird. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Un-
terzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vo-
raussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge 
von Umständen, die der Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.  

Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle beteiligten 
Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen fallen. 
 

2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 108 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschrif-

ten auf amtl. Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes zu beachten: 
 

- die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin kostenfrei geliefert. Bei der 
Anforderung sind der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahl-
vorschlag einreichen will, bei Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen das Kennwort, sowie Familienname, 
Vornamen und Wohnort des/der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzugeben. Der Wahlleiter/Die 
Wahlleiterin hat diese Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

 

- die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und zur 
Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag der Unterzeichnung sind 
vom Unterzeichner/von der Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich auszufüllen. 

 

- für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung 
seiner/ihrer Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass er/sie im Wahlgebiet 
wahlberechtigt ist. 

 

- ein Wahlberechtigter/eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand meh-
rere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig; die 
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gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für einen Wahlbezirk und einer Reserveliste bleibt un-
berührt. 

 

Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig, wenn dieser/diese 
in der Gemeinde wahlberechtigt ist. 
 
Bewerber/Bewerberinnen können nicht gleichzeitig für die Wahl zum Bürgermeister oder Landrat in mehreren 
Gemeinden und Kreisen kandidieren. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 

 

- die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12c zur KWahlO; 
die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgege-

ben werden. Dabei hat der Bewerber/die Bewerberin zu versichern, dass er/sie für keine andere Wahl zum 
Bürgermeister/zur Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kandidiert. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe ei-
nes gültigen Wahlvorschlags. 

 

- eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die Bescheinigung kann 
auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden. 

 

- bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die Ver-
sammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers/der Bewerberin (Anlage 9c zur 
KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt (Anlage 10c 

zur KWahlO). 
 

 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 

 
3.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht wer-

den. Er muss enthalten: 
 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; 
Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen können durch ein Kennwort gekennzeichnet 
werden; 

 

- Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Ad-
resse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin; bei Beamten und Arbeit-
nehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder 
die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten. 

 
3.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 

unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). 
 
3.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen ferner von 

 
mindestens 3 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen, 
es sei denn, dass sie in der zu wählenden Vertretung einen Sitz aufgrund eines Wahlvorschlages haben, in 
dem sie als Einzelbewerber benannt waren und der Wahlvorschlag von ihnen selbst unterzeichnet ist. Die 
Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 
Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die 
der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
 

3.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 3 Wahlberechtigten des Wahlbezirks unter-
zeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14a KWahlO zu er-
bringen. 

 
Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der Unterzeichner im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig. 
 

3.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

- die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO; 
die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO abgege-
ben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 
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- eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 zur KWahlO; die Bescheinigung kann 
auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO erteilt werden. 

 

- bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die Ver-
sammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber/der Bewerberinnen mit den nach § 
17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, so-
weit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt einem anderen Wahlvor-
schlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch Nr. 1.2 Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 

 

- sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine Bescheini-
gung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, falls der Wahlleiter/die Wahlleiterin dies zur Behe-
bung von Zweifeln für erforderlich hält. 
 

 
4. Wahlvorschläge für die Reserveliste 

 
4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt werden, die für eine Partei oder Wähler-

gruppe antreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 
 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss enthalten: 

 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste einreicht;  
 

- Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift, E-Mail-Adresse oder Postfach 
sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber/Bewerberinnen in erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und 
Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde 
oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

 

Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson enthalten. 
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet der Reihen-
folge im Übrigen, Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/eine im Wahlbezirk oder für einen/eine auf einer 
Reserveliste aufgestellten/aufgestellte Bewerber/Bewerberin sein soll (§ 16 Abs. 2 KWahlG). 

 
4.3 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserveliste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen im Wahl-

bezirk oder für einen/eine auf der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber/aufgestellte andere Bewerberin 
sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthalten: 
 

- den Familien- und Vornamen des/der zu ersetzenden Bewerbers/Bewerberin; 
 

- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu ersetzende 
Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist. 

 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von mindestens 

13 Wahlberechtigten des Wahlgebiets, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 

3 KWahlG).  
 
4.5 Muss die Reserveliste von mindestens 13 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf 

amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der Form-
blätter ist der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die Unter-
zeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend.  
 

4.6 Die Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerberinnen ist auf der Reserveliste nach dem Muster der 
Anlage 11b oder einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der 
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber/Bewerberinnen gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind 
und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag beigefügt ist. 

 
 
 

50181 Bedburg, den 05. März 2020 
 
Stadt Bedburg 
Stellvertretender allgemeiner Vertreter des Bürgermeisters 
als stellvertretender Wahlleiter 
 
gez. 
 
Herbert Baum 
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Stadt Pulheim       Pulheim, den 03.06.2020 
Der Bürgermeister 
II/32.330.12.91.11/10 
 
 

 
Bekanntmachung 

 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl 
der Bürgermeisterin/ des Bürgermeisters 

 der Stadt Pulheim im Jahr 2020 
 
 
 
Am 13. September 2020 findet die Wahl zur Bürgermeisterin/zum Bürgermeister der Stadt Pulheim statt. 
 
 
Gemäß §§ 15 und 17 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (KWahlG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998  (GV. NRW. S 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom11. April 2019 (GV. NRW. S. 202), SGV. NRW 1112, und des Gesetz zur 
Durchführung der Kommunalwahlen 2020 vom 29.05.2020 In Kraft getreten am 03.06.2020 bitte ich hiermit um 
Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl zur Bürgermeisterin/zum Bürgermeister gemäß §§ 24 und 25 ff in 
Verbindung mit § 75 b KWahlO. 
 
 
Die Wahlvorschläge sind auf amtlichen Vordrucken bis zum 48. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr, beim Wahlamt der 
Stadt Pulheim im Rathauscenter Zimmer 0.03, Alte Kölner Str. 26, 50259 Pulheim, einzureichen. Ich empfehle, 
die Wahlvorschläge frühzeitig vor Ablauf der Einreichungsfrist abzugeben, damit etwaige Mängel, die die Gültig-
keit der Wahlvorschläge berühren, noch rechtzeitig behoben werden können. Vordrucke für die Wahlvorschläge 
sind beim Wahlamt der Stadt Pulheim, Rathauscenter, Zimmer 3, Alte Kölner Str. 26, 50259 Pulheim, zu erhalten.  
 
 
Der Wahlausschuss der Stadt Pulheim hat am 05.02.2020 das Wahlgebiet in 24 Wahlbezirke eingeteilt. Eine 
Einsichtnahme in die Wahlbezirkseinteilung ist beim Wahlamt möglich.  
 
 
Wahlvorschläge für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters 
 

Gem. § 65 Abs. 2 GO ist wählbar, wer am Wahltag Deutsche/Deutscher im Sinne von Artikel 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist oder die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzt 
und eine Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland innehat, das 23. Lebensjahr vollendet hat und nicht vom 
Wahlrecht ausgeschlossen ist sowie die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitlich demokratische Grund-
ordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten. 
 

Als Bewerberin/Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt wer-
den, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Die Bewerbe-
rin/der Bewerber und die Vertreterin/der Vertreter für die Vertreterversammlung sind in geheimer Wahl zu wählen. 
Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen von der/dem für das Wahlgebiet zuständigen 
Leiterin/Leiter unterzeichnet sein. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im 
Wahlgebiet wahlberechtigt ist. Als Vertreterin/Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, 
wer am Tag, an dem die Wahl stattfindet, im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
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Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerberin/des Bewerbers mit Angaben über Ort und Zeit 
der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreterinnen/Vertreter oder Wahlbe-
rechtigten und das Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben die  
Leiterin/der Leiter der Versammlung und zwei von ihr/ihm bestimmte Teilnehmerinnen/Teilnehmer gegenüber der 
Wahlleiterin/dem Wahlleiter an Eides Statt zu versichern, dass die Wahl der Bewerberin/des Bewerbers in ge-
heimer Abstimmung erfolgt ist. 
 
Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung (§ 15 Abs. 1 KWahlG) laufenden 
Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen Kreises, im 
Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahl-
vorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß 
§ 6 Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschreibung  
(§ 14 Abs. 1 KWahlG) ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. Dieser Wahlvorschlag muss 
ferner von mindestens 144 Wahlberechtigten des Wahlgebietes persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; 
dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen/Einzelbewerbern. 
 
Jeder Wahlvorschlag muss Familienname, Vorname, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwoh-
nung) E-Mail-Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit und, falls die Bewerberin/der Bewerber von einer 
Partei oder Wählergruppe aufgestellt ist, die Bezeichnung der Partei oder der Wählergruppe angeben. Einzelbe-
werberinnen/Einzelbewerber, welche die Wählbarkeitsvoraussetzungen des § 65 Abs. 2 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) erfüllen, können sich gem. § 46 d Abs. 1 Satz 2 des KWahlG selbst 
vorschlagen. Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin/einen Bewerber enthalten. Aus dem Wahlvorschlag 
sollen Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson hervorgehen. 
 
 
 
Jens Batist 
Wahlleiter 
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Stadt Pulheim        Pulheim, den 03.06.2020 
Der Bürgermeister 
II/32.330.12.91.11/10 
 
 

Bekanntmachung 
 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl 
des Rates der Stadt Pulheim am 13.09.2020 

 
 

Am 13.09.2020 finden die allgemeinen Kommunalwahlen statt.  
 
Zu wählen ist der Rat der Stadt Pulheim mit 48 Vertretern, davon 24 in Wahlbezirken und 24 aus den Listen. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die Funktionsbezeichnungen gemäß § 49 Abs. 1 KWahlG und § 12 GO NRW in 
weiblicher und männlicher Form geführt werden. 
 
Gemäß §§ 15 und 17 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (KWahlG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 202), SGV. NRW 1112, und des Gesetzes 
zur Durchführung der Kommunalwahlen 2020 vom 29.05.2020 In Kraft getreten am 03.06.2020 bitte ich hiermit 
um Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl in den Walbezirken und aus den Reservelisten gemäß §§ 24 
und 25 ff in Verbindung mit § 75 b KWahlO. 
 

Amtliche Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen müssen bis zum 48. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr, 
beim Wahlamt der Stadt Pulheim im Rathauscenter Pulheim, Zimmer 0.03, Alte Kölner Str. 26, 50259 Pulheim 
eingereicht werden. Es wird empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor Ablauf der Einreichungsfrist abzuge-
ben, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, noch rechtzeitig behoben werden 
können. Die amtlichen Vordrucke sind im Wahlamt erhältlich.  
 

Wahlvorschläge für die Wahl in den Wahlbezirken und aus den Reservelisten 
 

Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein. Ist eine Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung  
(§ 14 Abs.1 KWahlG) laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertre-
tung des zuständigen Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag 
vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokrati-
schen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für Par-
teien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage 
der Wahlausschreibung (§ 14 Abs. 1 KWahlG) ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. Die 
Wahlvorschläge dieser Parteien und Wählergruppen müssen ferner für die Wahl in den Wahlbezirken der Stadt 
Pulheim von 3 Wahlberechtigten des Wahlbezirks persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch 
für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages. 
 

Jeder Wahlvorschlag muss den Familiennamen, Vornamen, Beruf, das Geburtsdatum, den Geburtsort, die 
Hauptwohnung und den Wohnort, E-Mail-Adresse oder Postfach sowie die Staatsangehörigkeit und falls der 
Bewerber/die Bewerberin von einer Partei oder Wählergruppe aufgestellt ist, die Bezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe angeben. Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber/eine Bewerberin enthalten. Ein Bewer-
ber/eine Bewerberin darf, unbeschadet einer Bewerbung in einer Reserveliste, nur einmal benannt werden. In 
einen Wahlvorschlag darf nur aufgenommen werden, wer seine Zustimmung schriftlich erteilt hat; die Zustim-
mung ist unwiderruflich. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlages. 
 

In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet 
sein. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson, und 
diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson. 

20



 -  - -2- 

 

Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt werden, die für eine Partei oder für eine Wäh-
lergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 
Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung (§ 14 Abs. 1 KWahlG) laufenden 
Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen Kreises, im 
Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so muss die Reserveliste 
von 27 Wahlberechtigten des Wahlgebiets persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet der Reihenfol-
ge im Übrigen, Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/eine im Wahlbezirk oder für einen/eine auf einer Re-
serveliste aufgestellten Bewerber/aufgestellte Bewerberin sein soll. 
 
Gemäß § 17 des KWahlG kann als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe in einem Wahl-
vorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt 
worden ist. Der Bewerber/die Bewerberin und der Vertreter/die Vertreterin für die Vertreterversammlungen sind in 
geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen 
auf der Reserveliste und für die Bestimmung der Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen. Stimmberechtigt ist nur, 
wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. Als Vertreter/Vertreterin für 
eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zusammentritts der zur Wahl der Vertre-
ter/Vertreterinnen einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
 

Gemäß § 17 Abs. 8 des KWahlG ist eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers/der Be-
werberin mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglie-
der, Vertreter oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung mit dem Wahlvorschlag einzureichen.  
 

Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versammlung und zwei von diesem/dieser bestimmten Teilnehmer/ 
Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter an Eides Statt zu versichern, dass die Wahl des Bewerbers/der 
Bewerberin in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung an Eides 
Statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen und die 
Bestimmung der Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Die Beibringung einer 
Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides Statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vo-
raussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages. 
 

Wählbar ist, wer am Wahltag Deutscher/Deutsche im Sinne von Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder wer 
die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzt, das 18. Lebensjahr voll-
endet hat und seit mindestens 3 Monaten im Wahlgebiet seine Hauptwohnung hat. Bei mehreren Wohnungen 
muss seine Hauptwohnung im Wahlgebiet sein. Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist derjenige/diejenige,  
 

- der/die infolge Richterspruches in der Bundesrepublik Deutschland das Wahlrecht nicht besitzt. 
 
 
 

Jens Batist 
Wahlleiter 
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